Beitragsfunktionen:

      LANDTAG: Einigkeit über Stasi-Check

     Alle Fraktionen beteiligen sich am Gesetzestext / Vierer-Kommission gebildet
POTSDAM - Erbittert und teils unversöhnlich standen sich noch vor kurzem die neue rot-rote Koalition und die Opposition von CDU, FDP und Grüne beim Stasi-Thema gegenüber. Seit gestern herrscht zumindest über den Modus der Überprüfung der derzeitigen Abgeordneten Einigkeit. Alle fünf Fraktionen verständigten sich gestern auf einen Gesetzestext, der am Donnerstag im Plenum verabschiedet werden soll.

Der neue Entwurf basiert auf der Fassung von SPD, Linken und Grünen. Die CDU, die zunächst einen eigenen Gesetzentwurf eingereicht hatte, wollte ursprünglich Sanktionen gegen ehemalige Stasi-Mitarbeiter durchsetzen. Diese sollten ihr Mandat im Landtag verlieren. Diese Rechtsauffassung wurde bei einer Anhörung im Landtag von allen Experten als nicht mit der Verfassung vereinbar eingestuft. Daraufhin ließ die CDU ihr Ansinnen fallen.

Nach dem Gesetz werden jetzt alle Abgeordneten, die 1990 älter als 18 Jahre alt waren, auf eine frühere Stasi-Tätigkeit überprüft. Eine vierköpfige Expertenkommission soll anhand von Bescheiden der Birthler-Behörde feststellen, ob bei Mandatsträgern eine Stasi-Belastung vorliegt. Eine Empfehlung zur Mandatsniederlegung soll die Kommission laut Gesetz hingegen nicht aussprechen.

Regierung und Opposition einigten sich auch auf die Personen für die Kommission. Zu gleichberechtigten Mitgliedern wurden die Stasi-Beauftragte Ulrike Poppe, der Jurist David Gill, der Politologe Helmut Müller-Enbergs und der Verfassungsrechtler Hansjörg Geiger bestimmt. Für die Wahl am Donnerstag ist eine Zwei-Drittel-Mehrheit nötig. Die ursprünglich für die Kommission vorgesehene Ex-Ausländerbeauftragte Almuth Berger scheiterte am Widerstand der CDU.

Die Fraktionen lobten sich gestern ausgiebig selbst. So sagte der grüne Fraktionschef Axel Vogel, das neue Abgeordnetengesetz sei eine der größten Erfolge, den eine Oppositionspartei in einem Landtag in den vergangenen Jahren je gehabt habe. CDU-Fraktionschefin Johanna Wanka nannte das jetzt gewählte Verfahren „sehr solide“. 

Unterdessen wird darüber spekuliert, dass es bei der ersten Stasi-Überprüfung 1991 möglicherweise mehr Hinweise auf Stasi-Verstrickungen gab als bisher bekannt. So seien damals angeblich 17 Stasi-Bescheide an den Landtag gegangen, berichtete die „Berliner Zeitung“ unter Berufung auf die Birthler-Behörde. Im Abschlussbericht sei dagegen nur von zwölf Fällen die Rede gewesen. Offen ist nun, wie die Landtagsverwaltung diese Differenz aufklären will. 

(Von Igor Göldner)
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